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BRANCHE 

Nationalstrassennetz 

Engpassbeseitigung 
ohne Finanzstau 
Der kostspielige Unterhalt erschwert den Ausbau der Engpässe 
im Nationalstrassen netz. Der Bundesrat wirbt deshalb für die NAF­
Strassenfinanzierung, gekoppelt an zusätzliche Einnahmequellen. 
Mit ihr sollen schrittweise die Flaschenhälse geöffnet werden. 
Der Milchkuh-Initiative fehle diese Weitsicht, kritisierte Verkehrsmi­
nisterin Doris Leuthard an der Infra-Tagung. 
Von Urs Rüttimann 

G ute Infrastrukturen stimulieren die Volks­
wirtschaft. Urs Hany, Präsident des Fach­
verbands Infra, appellierte deshalb an die 

Vernunft: «ln Infrastrukturen zu investieren, lohnt 
sich .•• Für die Transport- und Kommunikations­
infrastrukturen rechnete er an der diesjährigen 
Infra-Tagung vor, dass der Bund mit dem inves­
tierten Kapital eine Rendite von zwölf Prozent er­
wirtschaftet. Unter dem Titel « Infrastrukturbau im 
Wettbewerb •• gingen die Referenten der Tagung 
des Fachverbands Infra einer entsprechend breit 
gefassten Themenpalette nach. Über die Ver­
kehrsinfrastruktur hinaus griffen sie unter an-

Privatisierung der 
Autobahn? 
ln Österreich ist für den Bau und den Unter­
halt des 2200 Kilometer langen Autobahn­
netzes die private Gesellschaft Asfinag zu­
ständig. Ohne Zuschüsse vom Staat zahlt 
die Asfinag den Unterhalt, den Ausbau und 
den Betrieb der Autobahnen selber. Zudem 
kann sie mit einer selbstständigen Planung 
das Netz unternehmerisch optimieren. Die 
Einnahmen erwirtschaftet die Infrastruk­
turgesellschaft aus der LKW-Maut und der 
Vignette. 

«Die Autofahrer merken, dass die von ih­
nen bezahlten Mauten im Dienst der Mobili­
tät verwendet werden••, preist Klaus Schier­
hack! , der Vorstandsdirektor der Österreichi­
schen Asfinag, den Vorteil eines privatisierten 
Schnellstrassennetzes an. Zudem verweist 
er auf die effiziente Planung dieses markt- · 
orientierten Modells: «Eine unternehmerisch 
ausgerichtete Gesellschaft realisiert nur Bau­
projekte, die für das Leistungsangebot nötig 
sind . Lokale Begehrlichkeiten bleiben auf ein 
gesundes Mass begrenzt.» (ur) 
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derem auch die Wettbewerbstauglichkeit des 
Stromnetzes (siehe «Die stille Revolution», Seite 
6 und 7) und des Kartellrechts («Keine schlafen­
den Hunde wecken», Seite 8 bis 10) auf. 

Erhalten, modernisieren, ausbauen 
«Wir sind gefordert, Rechts- und Planungssicher­
heit zu schaffen. Nur dann wird in die Infrastruk­
tur investiert••, redete die Verkehrsministerin Doris 
Leuthard den Tagungsteilnehmern ins Gewissen. 
Der aufgehobene Euro-Mindestkurs, die aufge­
heizte «Masseneinwanderung•• und ein religiös 
motivierter Terror würden die Orientierung und 
damit die politische Willensbildung erschweren, 
in unsere Infrastruktur zu investieren. Die Bun­
desrätin erinnert aber auch daran: «Die Schweiz 
hat sich immer wieder flexibel an schwierige 
Situationen angepasst.•• Die gut ausgebauten und 
flexiblen Infrastrukturen sind ihrer Einschätzung 
nach diesem Anpassungsvermögen zu verdan­
ken. «Andere Staaten beneiden uns um unsere 
Infrastruktur. Und internationale Rankings zum 
Wirtschaftsstandort Schweiz weisen deren gute 
Funktionstüchtigkeit nach.» Die Zukunft des Lan­
des jedoch schätzt Leuthard nicht nur positiv ein : 
Das wirtschaftliche Wachstum , die hohe Beschäf­
tigung und der erreichte Wohlstand können durch 
Stromausfälle, zeitfressende Staus im Strassen­
netz, fehlende Kapazitäten im ÖV und ein unzu­
reichendes Internet gefährdet werden .. 

Der Wiederbeschaffungswert der Schweizer 
Infrastruktur schätzen Experten auf 2400 Milliar­
den Franken. Davon entfallen 830 Milliarden 
auf die Ver- und Entsorgung , den Verkehr, die 
Kommunikation und den Schutz vor Naturge­
fahren. «Die Infrastruktur ist das Nervensystem 
unseres Staates. Sie muss gepflegt, ausgebaut 
und dem digitalen Zeitalter angepasst werden••, 
so Leuthard . An Bedeutung gewonnen haben be­
kanntlich die Unterhaltskosten. Sie werden auf 
jährlich 19 Milliarden Franken berechnet und 
müssen künftig ins Budget einfliessen. Im Ver-

gleich dazu: Bei den Wohnbauten liegt der Unter­
halt bei nur 10,5 Milliarden Franken. 

Vor allem bei der Bahn kosten der Ausbau 
und der Substanzerhalt viel. Mit Fabi sind für den 
ersten Ausbauschritt 2025 6,4 Milliarden Fran­
ken vorgesehen- mit grossen Investitionen in die 
Regionen Genf, Lausanne, Bern, Basel , Zürich 
und Tessin (siehe Baublatt 49/2013). Die geplan­
ten Projekte für den zweiten Ausbauschritt 2030 
sollen gernäss Leuthard 2018 dem Parlament 
präsentiert werden. Sie betreffen insbeson­
dere die Achse West-Ost im Korridor Aargau­
Zürich-Winterthur. Die Kosten liegen bei schät­
zungsweise 8 Milliarden Franken. 

Unsichere Finanzierung der Strasse 
Demgegenüber muss der Bund den Unterhalt und 
Ausbau der Autobahnen und Strassen von natio­
naler Bedeutung kompliziert und intransparent 
über die Spezialfinanzierung Strassenverkehr, den 
Infrastrukturfonds und die Beiträge an die Kan­
tone abwickeln. Das sogenannte Annuitätsprin­
zip verhindert zudem eine langfristige Planung. 
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«Mit der Einführung des Nationalstrassen- und 
Agglomerationsverkehrs-Fonds, dem NAF, könnte 
indessen aus einem Topf der Unterhalt, der Be­
trieb und der Ausbau der Engpässe finanziert 

behandelt. Der NAF würde sich alimentieren mit 
dem Mineralölsteuerzuschlag, dem Verkauf der 
Vignette, der Automobi lsteuer, der Pauschal­
besteuerung der Fahrzeuge mit alternativen 

(( Einen flüssigen Verkehr 
wollen alle - in der Meinung, dass 
der andere dafür zahlt. )) 

Doris Leuthard, Verkehrsministerin 

werden», sagte Leuthard. Die neue Finanzierung 
soll die Übersicht verbessern . Als Grundsatz gilt: 
Bevor Ausbauprojekte aufgegleist werden, muss 
zuerst der Unterhalt gewährleistet sein. Weiter 
wird die Strasse gegenüber der Schiene gleich-
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Antriebstechniken (frühestens ab 2020) und wei­
teren Einnahmen wie beispielsweise die C02-
Steuer für gross motorisierte, neue Fahrzeuge. 
«Wir müssen dringend in beide Verkehrsträger, die 
Strasse und die Schiene, investieren", so Leuthard. 

Der vom Bundesrat vorgeschlagene NAF würde 
allein jedoch nicht ausreichen, um die National­
strassen zu unterhalten und die Engpässe auf 
diesem Netz zu be~eitigen. Seit 1990 hat sich der 
Verkehr auf den Autobahnen verdoppelt. 1998 
flossen noch zwei Drittel des Nationalstrassen­
Budgets in den Bau neuer Autobahnen. Da der 
Unterhalt immer teurer geworden ist, fliessen 
heute hingegen nur noch ein Drittel in den Aus­
bau. Mit steigender Tendenz: ln den kommenden 
Jahren müssen 3000 Brücken und 230 Tunnels, 
die zur Hälfte aus den 60er- und 70er-Jahren 
stammen, instand gehalten werden. 

«Wir dürfen den Ausbau der Engpässe nicht 
vernachlässigen . Die mittlerweile über 20000 
Staustunden verursachen hohe volkswirtschaft­
liche Kosten », führt die Verkehrsministerin aus. 
Im befristeten Infrastrukturfonds 2008 bis 2028 
sind für die Engpassbeseitigung 5,5 Mil liarden 
Franken reserviert, von insgesamt 20,8 Milli­
arden . ln der laufenden Planung werde diese 
Summe aber noch vor 2020 für geplante Projekte 

· ausgeschöpft sein. ___.. 
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So segnete das Parlament bereits Ende 2014 die 
zweite Programmbotschaft für die Engpassbe­
seitigung auf den Nationalstrassen mit fast einer 
Milliarde Franken ab. Sie enthielt Bauprojekte 
zwischen Genf Flughafen und Le Vengeron, Lut­
erbach und Härkingen sowie Andelfingen und 
Winterthur. Werden die zuvor beschlossenen 
und teilweise bereits realisierten Engpassbeseiti­
gungen Crissier, die Nordumfahrung Zürich und 
die beiden Sechs-Spur-Ausbauten Härkingen­
Wiggertal und Blegi-Rütihof dazu gezählt, liegt 
das Investitionsvolumen heute bereits bei 2,4 der 
insgesamt 5,5 Milliarden Franken , die bis 2028 
budgetiert sind. 

Fällige Preisanpassung 
«Analog zur Bahn müssen bis 2030 weitere 
Ausbauschritte für 4 Milliarden Franken vorbe­
reitet werden >> , betonte Leuthard . Mit Studien vor­
sondiert werden zurzeit Erweiterungen des Auto­
bahnnetzes in den städtischen Regionen Glatttal 
und Lausanne-Morges. Neben· dem geplanten 
NAF, der wie Fabi vor das Volk kommt, beantragt 
der Bundesrat deshalb zusätzliche Mittel. Nach­
dem die Stimmbevölkerung die Preiserhöhung 
der Vignette im November 2013 abgelehnt hat, 
stellt sich für Leuthard die Frage, ob man bereit 
ist, für die Strasse zusätzliche Einnahmen bereit­
zustellen. «Einen flüssigen Verkehr wollen alle 
- in der Meinung, dass der andere dafür zahlt. >> 

Damit auch künftig das Nationalstrassennetz 
optimiert werden kann, schlägt der Bundesrat 
vor, ab 2018 den Zuschlag auf die Mineralölsteuer 
um 5 bis 7 Rappen zu erhöhen. Seit 40 Jahren 
beträgt _der Mineralölsteuerzuschlag auf einen 
Liter Treibstoff 30 Rappen. Dieser Zuschlag 
wurde seither weder an die Teuerung noch an 
den tieferen Verbrauch der heutigen Fahrzeuge 
angepasst. Zusätzlich sollen die. 400 Millionen 
Franken Einnahmen aus der Auto-lmportsteuer 
dem NAF statt der Bundeskasse zugeschlagen 
werden. 

Die Initiative «Für eine faire Verkehrsfinan­
zierung >> der Autolobby wertet Leuthard dem­
gegenüber als einseitige und gefährliche Umver­
teilung der Einnahmen. «Das tönt verlockend. 
Doch die Sicht wird einseitig auf den Strassen­
verkehr verengt>> , kritisiert Leuthard die im März 
2014 eingereichte Milchkuh-Initiative. Aus der 
Mineralöl.steuer fliessen dem Bund jährlich 
1,5 Milliarden Franken zu, die je zur Hälfte auf 
den Strassenverkehr und auf die Bundeskasse 
aufgeteilt werden . Das Loch in der Bundes­
kasse müsste über andere Abgaben oder mit 
einem Sparprogramm gestopft werden. Aus 
Sicht des Bundesrates fehlt den Initianten der 
Wille, über eine langfristige Planung konstruk­
tiv zu diskutieren. Diese liege indessen dem NAF 
mit seinen programmierten Ausbauschritten 
zugrunde. • 
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Stromnetz 

Die stille Revolution 
Das Stromnetz muss parallel zur Energiewende komplett modernisiert 
werden. Langwierige Bewilligungsverfahren behindern aber 
den Um- und Ausbau des Netzes. Zudem muss die Stromversorgung 
technisch umgekrempelt werden. Nur so kann mit erneuerbaren 
Energieträgern dezentral Strom produziert werden. 

Seit bald einem Jahrhundert liefern in der 
Schweiz Leitungen und Steckdosen verläss­

lich Strom. Doch nur die wenigsten Leute wis­
sen, welche Infrastruktur für eine funktionstüch­
tige Versorgung erforderlich ist. Dabei sind mit 
der Energiewende 2050 fast unbemerkt «Jahr­
hundertumwälzungen >> losgetreten worden, wie 
es Pierre-Aiain Graf, der CEO von Swissgrid AG 
formuliert: «Durch die Energiewende verschie­
ben sich nicht nur die technischen Randbedin­
gungen, sondern die gesamte Stromökonomie.» 
Dies, nachdem ein .grosser Teil des Stromnet­
zes aus der euphorischen Einschätzung des 
Wirtschafts- und Bevölkerungswachstums von 
1950 bis 1980 erstellt worden ist. Heute hat das 
Netz seine Kapazitätsgrenze erreicht. «Die Wirt­
schaftsleistung und damit der Energiekonsum 
entspricht tatsächlich der damaligen Planung . 
Die Infrastruktur dafür wurde jedoch kaum mehr 
ausgebaut.» 

Das Durchschnittsalter der Leitungen liegt 
bei 52 Jahren. Diese Zahl sollte eigentlich auf­
rütteln, denn der technische Lebenszyklus des 

Flaschenhälse im Netz gefährden die Leitung 
des Stroms aus den Bergen in die entfernten 
städtischen Zentren . «2100 Megawatt neue 
Kraftwerkleistung werden bis 2020 allein in 
den Schweizer Alpen gebaut. Bis 2035 werden 
es voraussichtlich nochmals so viele», skizziert 
der CEO von Swissgrid die künftige Entwicklung 
der Stromproduktion. Grasskraftwerke in den 
Alpen können ihr Potenzial nicht ausschöpfen , 
wenn die Leitungskapazität nicht parallel dazu 
·ausgebaut wird>>, befürchtet er. Hinzu kommt, 
dass mit der wachsenden Solarenergie bei 
gutem Wetter weit grössere Energiemengen 
als bisher transportiert werden müssen . 

Ein Herz für Stromleitungen? 
Eine dritte Herausforderung wird sein, den Netz­
ausbau künftig voranzutreiben. «Die heutigen 
Bewilligungsverfahren sind ineffizient und dau-

.. ern zu lange >> , so Graf. Ein Beispiel: Im Januar 
2015 hat das Bundesamt für Energie die Pla­
nung der Übertragungsleitung Chamoson- Chip­
pis genehmigt - das Bewilligungsverfahren 

( ( ln den kommenden Jahren 
müssten wir 4000 Kilometer 
des bestehenden Netzes erneuern 
oder ersetzen. )) 

Pierre-Aiain Graf, CEO der Swissgrid AG 

Stromnetzes liegt bei 60 bis 80 Jahren. «ln den 
kommenden Jahren müssten wir 4000 Kilo­
meter des bestehenden Netzes erneuern oder 
ersetzen ,, , rechnet Graf vor. Eine zweite Heraus­
forderung betrifft die Staus im Hochspannungs­
netz, die zu massiven Überschreitungen der 
Sicherheitsvorschriften führen . Insbesondere der 
Kanton Wallis ist davon betroffen . Dort werden 
10 Milliarden Kilowattstunden Strom produziert, 
aber nur 3,2 Milliarden selber konsumiert. 

dauerte 25 Jahre. «Im besten Fall müssen wir 
heute 9 bis 12 Jahre darauf warten. Wir meinen 
aber, 6 Jahre sollten für ein demokratisches 
Verfahren genügen. '' Seiner Ansicht nach sind 
sich die Gegner von Stromleitungen nicht be­
wusst, dass alle übrigen Infrastrukturen zukünf­
tig nur einwandfrei funktionieren können, wenn 
die Leitungskapazität ausgebaut wird. 

Leitungen unter der Erde sind keine realis­
tische Lösung. Eine Tunnelierung der Leitung 
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